
 
 
 
An den 
Vorsitzenden des Braunkohlenausschusses 
Herrn Stefan Götz 
Bezirksregierung Köln 
Geschäftsstelle Braunkohlenausschuss 
50667 Köln 
 
 
Braunkohlentagebau Garzweiler II  
- Grundwasserstände nach Tagebauende im Nordrevier. Bericht aus der Monitoring-AG 
Grundwasser über aktuell erarbeitete Prognose auf Basis der Leitentscheidung 2023 
 
 
Sehr geehrter Herr Götz, 
 
nach uns vorliegenden – bislang nicht öffentlich zugänglichen - Informationen ist nicht mehr 
davon auszugehen, dass sich die ursprünglichen vorbergbaulichen Grundwasserverhältnisse 
im Nordrevier im Kontext des Tagebaus Garzweiler II mit einem selbständig funktionierenden 
Naturhaushalt nach Abschluss aller bergbaulichen Tätigkeiten trotz der wasserwirtschaftlichen 
Stützungsmaßnahmen wiedereinstellen würden. 
 
Derzeit wird durch RWE Power AG seit fast 30 Jahren aufbereitetes Sümpfungswasser zur 
Stützung grundwasserabhängiger Feuchtgebiete und Vorfluter im Nordrevier versickert bzw. 
eingeleitet. Dadurch ist es seither gelungen, Grundwasserabsenkungen als Folge der 
Bergbausümpfung dauerhaft in den im Braunkohlenplan Garzweiler II definierten Ziel-1-
Gebieten zu verhindern. Der Erfolg dieser wasserwirtschaftlich-ökologischen Schutz- und 
Ausgleichsmaßnahmen wird kontinuierlich durch die Kontroll- und Bewertungstätigkeit des 
Monitorings Garzweiler II dokumentiert. Hierüber wird der Braunkohlenausschuss regelmäßig 
durch Fachvorträge informiert. 
 
Aktuelle Erkenntnisse aus neuen Prognoseergebnissen von Grundwassermodellen 
widersprechen den früheren Annahmen. Unser Kenntnisstand ist, dass sich nach Einstellung 
aller wasserwirtschaftlichen Ausgleichsmaßnahmen dauerhafte Absenkungen des 
Grundwasserspiegels in Ziel-1-Gebieten einstellen werden.  
 
Dies widerspricht nach unserer Auffassung den verbindlichen Zielen des Braunkohlenplanes 
Garzweiler II und stellt die wasserwirtschaftlich-ökologischen Grundannahmen für die 
Genehmigung des Planes in Frage. Daher sind dauerhafte Schäden für die Region absehbar. 
 
Die CDU-Fraktion stellt daher den Antrag, in der nächsten Sitzung des 
Braunkohlenausschusses am 29.11.2024 das Thema als Tagesordnungspunkt auf die 
Tagesordnung zu setzen. Die CDU-Fraktion fordert Berichte zu der aktuellen Sachlage von 
den Stellen, die derzeit zum Grundwasserhaushalt im Rheinischen Braunkohlenrevier 
Prognosemodelle erstellen – RWE Power AG, Erftverband und LANUV NRW. 
 
Die CDU-Fraktion erwartet Aussagen u. a. zu folgenden Fragen: 
 

- Aus welchen Gründen kann der vorbergbauliche Grundwasserhaushalt nicht mehr 
erreicht werden? 

- Welche Räume und Feuchtgebiete im Nordraum sind betroffen? 
- Gibt es Maßnahmen, diesen Entwicklungen zu begegnen? Wenn ja, welche 

Maßnahmen sind in welchen Dimensionen geeignet? 



 
Für die CDU-Fraktion sind Ewigkeitslasten im Rheinischen Revier nicht zu akzeptieren. 
Insofern müssen - insbesondere vor den immer noch nicht geklärten Finanzierungen der 
Folgekosten - im laufenden Braunkohlenplanverfahren Garzweiler Lösungen erarbeitet 
werden, dies zu verhindern. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 




